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Eröffnungsrede zur 3. Bundeskonferenz des DFKA e.V. am 16./17.08.2016 
im MERCURE Flughafen Hotel Berlin-Tegel 
 
Thema: Verhindert der vorliegende Gesetzentwurf der Bundesregierung 
            die Manipulationsgefahren an digitalen Grundaufzeichnungen 
            bei Registrierkassen und Abrechnungssystemen ? 
            Sind wir am Ziel unserer Wünsche? 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, verehrte Mitglieder und Gäste, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
Als Mitglieder unserer Fachbranche für Registrierkassen und Abrechnungs-
systeme im Jahre 2012 beschlossen, diesen, unseren Fachverband zu 
gründen, konnten sie auf eine mehr als 35-jährige Tradition Ihrer 
Gemeinsamschaft und Kooperation zurückblicken. Der Verbund namens  
„CKV Business Group AG“ existiert noch heute und feiert in diesem Jahr 
sein 40-jähriges Bestehen, wozu der DFKA e.V. wie auch unsere heutige 
Bundestagung herzlich gratuliert. 
Basierend auf den Erfahrungen des Verbundes erkannten 2012 die 
Gründungsmitglieder des DFKA e.V., dass die Entwicklung unserer 
Fachbranche, politisch wie  auch gesellschaftlich gesehen, nicht unbedingt 
positiv verläuft.  
Schon spätestens seit 2002 wurde bekannt, dass unsere Produkte und  
Leistungen immer mehr in ein schlechtes bzw. negatives Licht gerieten.  
Ab 1996 wurden unsere Registrierkassen und elektronischen Abrechnungs 
systeme zunehmend zu einem durchaus anerkannten und autorisierten 
Werkzeug der Bargelderfassung und -abrechnung seitens der Finanz-
behörden im Sinne eines elektronischen Kassenbuches.  
Aber wie gesagt, schon 2002 stellte der Bundesrechnungshof in seinem 
Jahresbericht dar, dass diese Gerätschaften mit ihrer Ergebnisrechnung 
durchaus Steuerbetrug und Schwarzgelderwirtschaftung in nicht 
unbeträchtlichem Maße vermuten lassen.  
Daher wurde die Bundesregierung und insbesondere das Bundesfinanz- 
ministerium (BMF) unmittelbar aufgefordert, hier tätig zu werden. 
Natürlich erreichten uns schon damals Vorwürfe, dass unsere 
Fachbranche, angefangen von den Kassenherstellern über unser 
Fachgewerbe bis hin zu den Softwareentwicklern und –häusern, dabei die 
Finger mit im Spiel hätten und damit viel Geld verdienen würden.  
Da es zum damaligen Zeitpunkt noch keine gesellschaftliche und politische  
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Vertretung für die Firmen, Gewerbetreibenden und Hersteller des 
Kassenfachbereiches gab, wurden die Beschuldigungen auch immer 
hartnäckiger und teilweise auch immer persönlicher. Die Beziehungen 
zwischen den Finanzbehörden und unserer Fachbranche war alles andere 
als entspannt. Damals richteten sich viele Aktivitäten insbesondere gegen 
unsere Kolleginnen und Kollegen.  
Wir möchten auch nicht verhehlen, das aus einigen Landesbehörden 
Vorschläge unterbreitet wurden, deren Umsetzung für unsere Firmen 
und Unternehmen durchaus eine existenzielle Bedrohung dargestellt 
hätten.  
Umso mehr begrüßten wir 2008 die gemeinsame Aktivität der Finanz- 
behörden der Länder und des Bundes mittels einer Arbeitsgruppe ein  
Sicherheitssystem zu entwickeln, dass die Umsatzmanipulation an 
Registrierkassen und elektronischen Kassensystemen weitgehend  
sichtbar macht und ausschließt. Neben den Finanzbehörden nahmen an 
dieser Arbeitsgruppe auch einige Hersteller teil.  Untersetzt wurde diese 
Entwicklung noch durch das „legendäre“ BMF-Schreiben des 
Bundesfinanzministers vom 26.11.2010 (bekannt geworden mit dem 
Kürzel „GDPdU“).  
Bereits in diesem Schreiben wurden Grundsätze und Termine festgelegt, 
die noch heute (meine Betonung liegt auf „noch“!) ihre Gültigkeit 
haben.  
An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass wohl weitgehend nur 
unsere Branche (natürliche sind die Finanzbehörden der Bundesländer 
eingeschlossen!) den Absichten des BMF vertrauten. 
Vielmehr wurde mittels Lobbyarbeit durch die unterschiedlichsten 
Verbände alles daran gesetzt die vorgesehenen Veränderungen im 
Bargeldverkehr in Handel, Gastronomie und Hotellerie usw. zu verhindern. 
Als im Jahre 2012 das anvisierte Sicherheitssystem („INSIKA“) getestet 
und einsatzfähig war,  sollte es im Zusammenhang mit einem Gesetz- 
entwurf gegen Schwarzarbeit und Schwarzgeld in Kraft gesetzt werden. 
Doch in einer Nacht- und Nebelaktion wurde es aus parteipolitischen 
Gründen einer kleinen (gelben) Partei entfernt, wie auch diese Partei 
es erstaunlicherweise schaffte, Übernachtungs- und Beherbergungs- 
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leistungen von 19% auf 7% zu reduzieren.  
Doch man gab sich nicht mit der Eliminierung des „INSIKA“-Systems  
zufrieden. Vielmehr versuchte man es im wahrsten Sinne des Wortes 
„zu bestatten“. Denn im Internet des Bundesministeriums für Wirtschaft 
war zu lesen: „Das INSIKA-System hat sich nicht bewährt und wird  
von der Bundesregierung wie auch von den Ministerien nicht mehr weiter 
verfolgt!“     Eigentlich ein Skandal! 
Zumal die unterschiedlichen Feldversuche und Flächentests hervorragende 
Ergebnisse offenbarten. Erinnert sei an dieser Stelle an den Bericht  der 
Hamburger TAXI-Innung (hier vor der 2.Bundeskonfernz unseres 
Verbandes 2015) deren Beispiel schon viele Taxi-Betriebe in Deutschland 
gefolgt sind. 
Auch die Finanzbehörden der Bundesländer wurden nicht müde nach 
einem Sicherungssystem  á la INSIKA zu rufen. Doch dies wurde 
zunehmend ignoriert und teilweise namentlich und begrifflich untersagt. 

Im Zuge dieser mehrjährigen Entwicklung und der sich ständig 
verschärfenden Steuerverkürzung und Unterschlagung, sah das BMF 
sein Heil in der Sanktionsverschärfung. 
So konnten nun Ordnungsgelder mit bis zu 25.000€ verhängt werden, 
wenn bestimmte Daten von Kassenanwendern nicht sofort bei- 
gebracht werden konnten und andererseits, in gerichtlichen Ausein- 
andersetzungen, Mithaftungen ausgesprochen werden. 
Weiterhin entwickelten sich immer mehr Wettbewerbsverzerrungen  
in Handel, Gastronomie und Hotellerie - wie auch die Firmen unserer 
Branche, immer mehr Nötigungen seitens ihrer Kunden ausgesetzt waren. 
Demzufolge stellte die Gründung unseres Verbandes, des DFKA e.V., 
eine richtige und notwendige Konsequenz in Reaktion auf die wirt-  
schaftliche und steuerrechtliche Entwicklung in Deutschland dar. 
 
Als im Jahre 2014 (also 4 Jahre nach dem „GDPdU“-Schreiben) eine 
erneute Änderung der Kassenbestimmungen namens  „GoBD“ erfolgte, 
war schon für die Eingeweihten erkennbar, dass wohl dem BMF nach 
und nach der „Mut zur eigenen Courage“ auszugehen drohte und  
Bestimmungen aus 2010 nun nicht mehr erwähnt wurden.  
Unser Verband ging schon 2012 von der Erkenntnis aus, dass die  
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Einführung eines einheitlichen und typenunabhängigen Sicherheits- 
systems eine weitgehende Verbesserung in Steuerehrlichkeit und 
wirtschaftlichem Wettbewerb bewirken könnte. Deshalb setzten wir 
uns für die Aktivierung von „INSIKA“ ein, da es kein weiteres oder 
besseres System damals wie auch heute gibt. Wir wurden nicht 
müde die Diskussion zu befeuern, zumal auch alle 16 Bundesländer 
unseres Landes einheitlich auf das System einschwenkten.  
Mehrmals bemühten wir uns um Gesprächskontakte und –termine 
mit dem BMF hier in Berlin. Unsere Anfragen wurden entweder 
nicht beantwortet bzw. aus Zeitgründen und Überarbeitung des Referats  
abgelehnt. 
Unsere Absicht war es, aus dem Fundus unserer Erfahrungen den  
Vertretern des BMF die Notwendigkeit einer Sicherungseinrichtung  
und der diesbezüglichen technischen Voraussetzungen zu erläutern. 
So verlagerten wir im vergangenen Jahr (2015) unsere Aktivitäten auf die 
Legislative – also das Parlament. Wir danken in diesem Zusammenhang 
allen politischen Parteien des Deutschen Bundestags, dass sie sich zu 
Gesprächen mit unserem Verband bereitfanden. Natürlich liegt es in der 
Natur der Dinge, dass die Parteien unterschiedliche Standpunkte 
vertreten, die teilweise uns sehr unverständlich sind und bleiben.  
Während Bündnis90/Die Grünen bereits bei unserem ersten Kontakt, Ihre 
Unterstützung für die Bekämpfung von Steuerbetrug mittels Registrier- 
kassen und elektronischer Kassensysteme deutlich machten (und uns 
auch entsprechende Unterlagen überließen), vollzogen unsere 
Gesprächspartner von der SPD vom ersten Kontakt bis heute eine er- 
staunliche und begrüßenswerte Kehrtwende im gesamten Sachverhalt. 
Nur die Fraktion der CDU/CSU konnte sich nicht dazu durchringen, eine 
umfassende und kurzfristige Bekämpfung der Steuermanipulation zu 
ermöglichen. Die hierzu vorgebrachten Gründe waren weder sachlich noch 
gesellschaftspolitisch akzeptabel. 
Hier stießen wir wieder auf den bereits schon seit Jahren praktizierten 
Klientelschutz für Handel, Gastronomie und Handwerk (obwohl es hier um 
die Bekämpfung ordnungswidrigen Verhaltens ging!).   
Der guten Ordnung halber möchten wir  auch die Partei Die Linke,  
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erwähnen, die sich unseren Argumenten keinesfalls verschloss, ich aber 
wohl einen sehr müden Tag der Gesprächspartner erwischt haben musste. 
 
Einen gewissen Stolz empfinden wir aber bezüglich unseren Besuchs beim 
Finanzausschuss des Bundestages und unser Dank gilt der Vorsitzenden 
Frau Ingrid Arndt-Brauer, die sich geduldig unsere Argumente in der 
Angelegenheit zur Bekämpfung der Steuermanipulationen anhörte. 
 
So waren wir am 17.02.2016 zu diesem entsprechenden Tagesord-
nungspunkt während einer nichtöffentlichen Tagung des Finanzaus- 
schusses geladen um unseren Standpunkt vor den Bundestagsmitgliedern 
vorzutragen. 
Unterstützung erhielten wir von Herrn Tobias Teutemacher, Finanz- 
behörde NRW und von der Finanzministerin des Bundeslandes  
Schleswig-Holstein. In der Diskussion wurde auch deutlich, dass 
durch Steuerverkürzung in Deutschland jährlich mindestens 10 Milliarden€ 
verloren gehen. Diese Riesensumme fehlt insbesondere im Sozial- 
haushalt der Bundesländer (z.B. bei der Instandhaltung und –setzung von 
sozialen Einrichtungen wie Schulen, Sporthallen und –stadien, Schwimm- 
hallen usw.). 
Zusammenfassend läßt sich hierzu feststellen, dass es dem BMF keines- 
wegs gelungen war, „INSIKA“ ins Nirvana zu schicken. 
Nach der Tagung des Finanzausschusses nahmen auch die öffentlichen 
Medien dieses Thema wieder auf und eine Vielzahl von Interviews sind 
beredte Zeugnisse des Interesses. 
Letztendlich sah man sich im BMF gezwungen zu reagieren und zu 
handeln. Dies geschah allerdings nicht in der erhofften Weise. Vielmehr 
sucht man nach einem Weg, der die „INSIKA“-Förderer keineswegs als 
Sieger aussehen ließ und verhöhnte diese als „INSIKA“-Mafia. 
Weiterhin suchte man einen Weg, der die Kassenhersteller und auch  
unser Fachgewerbe durchaus belasten wird. 
Das entsprechende und das noch zu entwickelnde Procedere gem. 
Gesetzentwurf zum Schutz vor Manipulation an digitalen  
Grundaufzeichnungen (in Registrierkassen und elektronischen 
Abrechnungssystemen) soll durch Zertifizierung durch das BSI erfolgen,  
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d.h. Kassen, die auf dem deutschen Markt verkauft (und angewandt) 
werden sollen, müssen zertifiziert sein, damit Sie Fiskal Anerkenntnis 
gewinnen. Die dafür zu erwartenden Kosten werden mit ca. 50.000,- bis 
100.000,-€ veranschlagt. Der Gültigkeitszeitraum ist begrenzt.  
Mit dieser Verfahrensweise ist natürlich auch einer Kostensteigerung für 
die Kassentechnik zu rechnen, die letztlich beim Endkunden 
hängenbleiben wird.  
 
Bei mir bleibt der Eindruck, dass dies alles nur aus einer großen Portion 
gekränkte Eitelkeit resultiert. 
 
Derzeit sind wir bemüht, mit dem BSI ins Gespräch zu kommen, damit 
wir unser Know How in Sachen Kassentechnik einbringen und ggf. die  
eine oder andere Katastrophe verhindern können. 
 
Grundsätzlich wollen wir das Gesetz keinesfalls kippen, denn das würde 
uns um weitere Jahre zurückwerfen. Der Markt brauchen zukünftig 
unbedingt mehr Rechtssicherheit und Steuerehrlichkeit.  
Zu Hoffen bleibt allerdings, dass sich die SPD noch durchsetzt, was die 
Kassen- und Belegpflicht betrifft. 
Die Ablehnungsgründe des BMF hierzu sind nur vordergründig und bilden 
wie bisher Möglichkeiten für Steuerhinterziehung und Manipulationshand- 
lungen. Dabei steht einer angemessenen und geregelten Kassenpflicht  
wie sie auch in anderen Ländern praktiziert wird, nichts im Wege. Auch 
die Verweigerung der Belegpflicht ist nicht mit dem Hinweis auf den 
Umweltschutz hinreichend begründet. Denn diese Offenhaltung der 
Belegausgabe stellt die Grundlage für die Steuerverkürzung dar, da 
Umsätze ohne Belege nicht nachvollziehbar und nicht beweisfähig sind.   
 

Aber wir sollten uns alle nichts vormachen, diese Argumente sind dem 
BMF nur zu gut bekannt. Die Finanzbehörden der Bundesländer, aber 
auch wir als DFKA e.V. haben auf all die Sachverhalte zur Kassen-
manipulation hingewiesen.  
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Grundsätzlich bleibt die Vermutung, dass die abstruse Handlungsweise 
von BMF und Bundeskabinett der Vorbereitung der Bundestagswahl 2017 
geschuldet ist. 
Mit diesem Vorgehen werden neue Übergangsfristen gesetzt, 
neue Verantwortlichkeiten und Finanzierungsbedürfnisse geschaffen und    
politische Auseinandersetzungen vertagt. 
Damit leistet die Bundesregierung keinen Beitrag zur Rechts- oder  
Investitionssicherheit. Es bleibt abzuwarten, ob sich dies die Bundesländer 
weiterhin so bieten lassen.   

 
  
(Verfasser: Roland F. Ketel) 
      


